
gefährdung“. Gerade dieser Abschnitt zeichnet sich 
durch eine erschreckende Perfektion aus. Das ist um so 
bedenklicher, als sich bereits bisher die überwiegende 
Mehrzahl der politisch motivierten Verurteilungen auf 
Bestimmungen über angebliche „Staatsgefährdung“ 
stützt.
Die Kerntatbestände des geltenden „Staatsgefährdungs
rechts“, die „Organisationsdelikte“, deren Fassung be
reits vor zwei Jahren durch die Verabschiedung des 
Vereinsgesetzes den Bedürfnissen einer Notstandsdik
tatur angepaßt worden war, sollen trotz permanenter 
Kritik an ihrem antidemokratischen Charakter weiter
hin die juristische Handhabe für die strafrechtliche 
Bekämpfung jeglicher gemeinschaftlicher Willensäuße
rung der demokratischen Öffentlichkeit — insbesondere 
der Arbeiterklasse und ihrer Gewerkschaften — gegen 
eine verfassungswidrige Regierungspolitik bieten.
Unter dem Deckmantel des „Staatsschutzes“ sollen die
jenigen geschützt werden, die den Staat durch ihre 
Politik des sozialen Abbaus, des Notstands, der Atom
rüstung und der Revanche am meisten gefährden. Jene 
aber, die die proklamierten Grundrechte in Anspruch 
nehmen wollen, werden Zwangsmaßnahmen eines ver
fassungsverräterischen Regimes unterworfen.
4. Die neugefaßte und erweiterte Vorschrift über 
„staatsgefährdende Sabotage“ (§ 92) nimmt die Not
standsverfassung vorweg. Sie zielt — wie auch von Kri
tikern des Entwurfs im Bundesrat hervorgehoben 
wurde — darauf ab, die Regelung des „inneren Not
stands“ auf diesem Wege in gesetzliche Form zu klei
den. Von dieser Bestimmung würden, wie aus offiziel
len Begründungen hervorgeht, nicht nur politische 
Streiks gegen das volksfeindliche Regime, sondern auch 
wirtschaftliche und soziale Arbeitskämpfe gegen die 
Monopole erfaßt werden. Damit werden die in den 
Artikeln 8 und 9 des Bonner Grundgesetzes garantier
ten Grundrechte der Versammlungs- und Vereinigungs
freiheit beseitigt.
5. Durch eine Strafdrohung gegen die Bekanntgabe 
sogenannter „illegaler Staatsgeheimnisse“, aber auch 
durch die sogenannte „landesverräterische Fälschung“ 
(§ 100b), werden Publikationsorgane und jeder Bundes
bürger zum totalen Schweigen gegenüber regierungs
offiziellem Verfassungsbruch verpflichtet.
Damit werden fundamentale Verfassungsgrundsätze 
auf den Kopf gestellt. Nicht nur die Gewerkschaften, 
sondern alle demokratischen, liberalen, humanistischen 
und friedliebenden Kräfte, die Verfassungsbrüche der 
Bundesregierung — z. B. illegale Aufrüstungsmaßnah
men oder Handlungen zur Planung und Vorbereitung 
eines Angriffskrieges — in der Öffentlichkeit aufdecken, 
werden in die Rolle von „Verdächtigen“ und „Staats
feinden“ gedrängt. Sie werden bestraft, wenn sie nicht 
glaubhaft machen können, daß sie erstens zur Auf
deckung des Verfassungsbruches berechtigt waren und 
zweitens die „angemessenen Mittel“ anwandten.
Eine derart rigorose Absicherung einer verfassungs
widrigen Regierungspolitik ist auch mit dem in Arti
kel 5 der Verfassung garantierten Grundrecht der freien 
Meinungsäußerung und der Pressefreiheit unverein
bar.
6. .Mit dem 8. Strafrechtsänderungsgesetz werden weder 
die Vorbereitung und Durchführung eines Angriffs
krieges, die Kriegshetze und der Gebrauch von Massen
vernichtungsmitteln noch Kriegsverbrechen und Ver
brechen gegen die Menschlichkeit sowie neofaschistische 
Propaganda unter Strafe gestellt.
Diese bewußte Unterlassung widerspricht den Geboten 
des Grundgesetzes. Sie ist um so verwerflicher, als von 
deutschem Boden bereits zwei Weltkriege ausgingen 
und das Potsdamer Abkommen die deutschen Staaten

verpflichtete, eine friedliche Entwicklung zu garantie
ren. Diese völkerrechtliche Pflicht wurde in der 
Präambel und in den Artikeln 25 und 26 des Grund
gesetzes ausdrücklich als innerstaatliches Recht aner
kannt.
Wie brennend aktuell entsprechende Festlegungen 
wären, zeigen die Unterstützung des verbrecherischen 
Krieges der USA in Vietnam durch die Bonner Regie
rung, das beharrliche Streben nach Atomwaffen, die 
Alleinvertretungsanmaßung, die Forderung der Bundes
regierung nach den Grenzen Hitlerdeutschlands von 
1937 und der auf die Ausplünderung der Deutschen 
Demokratischen Republik gerichtete „Graue Plan“ des 
sogenannten Forschungsbeirates beim Ministerium für 
Gesamtdeutsche Fragen.
Nicht die sozialistischen Staaten sind es, die die „frei
heitliche Ordnung der Bundesrepublik“ bedrohen, wie 
die regierungsamtliche Begründung des Entwurfs des
8. Strafrechtsänderungsgesetzes weismachen will, son
dern das CDU/CSU-Programm der Vorherrschaft und 
der Revanche bedroht Frieden und Sicherheit in 
Europa.

III
Warnend müssen wir feststellen: Der Entwurf des
8. Strafrechtsänderungsgesetzes zielt nicht nur auf eine 
Einschränkung der Grundrechte ab, sondern er greift 
sie in ihrem Wesensgehalt an.
Mit dem 8. Strafrechtsänderungsgesetz erhalten Regie- 
x-ung und Justiz die Möglichkeit, speziell die Grund
rechte der Menschlichkeit, der Gleichheit der Bürger 
vor dem Gesetz, der Freiheit des weltanschaulichen 
Bekenntnisses, der freien Meinungsäußerung, der Ver
sammlungsfreiheit und der Vereiriigungsfreiheit weit
gehend aufzuheben. Das aber vei-stößt gegen Artikel 19 
Abs. 2 des westdeutschen Grundgesetzes, wonach in 
keinem Fall ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt 
angetastet werden darf.
Gleichzeitig verletzt die Reform des politischen Straf
rechts bedeutsame völkerrechtliche Normen und Prin
zipien, die nach Artikel 25 des Grundgesetzes Bestand
teil des Bundesrechts sind. Das geschieht durch die 
Wiedereinführung und Anwendung nazistischer Ge
setze oder „Rechts“-Prinzipien. Die Reform verstößt 
insbesondere gegen die völkerrechtliche Verpflichtung, 
auf deutschem Boden nie wieder die Errichtung eines 
antidemokratischen, aggi'essiven Regimes zuzulassen.
Das 8. Strafrechtsänderungsgesetz schützt nicht — wie 
seine Verfasser behaupten — den Bestand und die Ver
fassungsgrundsätze der Bundesrepublik, sondern be
droht, indem es die friedensgefährdende Politik der 
Bundesregierung gegen jede Regung legitimen Wider
standes abschirmt, sowohl die westdeutsche Bevölke
rung wie die Völker Europas.

IV
Das politische Strafi'echt der Bundesrepublik bedarf 
tatsächlich dringend einer Reform. Aber es geht darum, 
die Dinge in Richtung einer demokratischen Entwick
lung zu wandeln, anstatt die reaktionären, diktatori
schen Wesenszüge eines Strafrechts des kalten Krieges 
noch zu vertiefen. Eine Reform des politischen Straf
rechts in diesem positiven Sinne fordern mit Recht 
Gewerkschaften, Wissenschaftler, Publizisten, Juristen, 
demokratische und liberale Kreise der Bundesrepublik.
Erste Bedingung für eine Demokratisierung des poli
tischen Strafrechts ist, daß es die legitimen verfas
sungsmäßigen Grundrechte des Volkes der Bundes
republik, das Wirken der Arbeiter und ihrer Organi
sationen, die politischen Freiheiten der demokratischen 
und humanistischen Kräfte vor einer autoritären Macht-
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